Mustersatzung 

für Betriebssportgemeinschaften und Sportgemeinschaften

abgestimmt auf unseren Verband. Die Texte in Kursivschrift sind hinweise und Tipps zur individuellen Anpassung der Satzung an die Erfordernisse des Vereins und beziehen sich auf die im Satzungstext unterstrichenen Textstellen.

§1

Name, Sitz und Zweck

(1)

Der Verein führt die Bezeichnung „Betriebssportgemeinschaft oder Sportgemeinschaft“ (bitte auswählen)  mit dem Namen ....................................................................................................... .......................................................................................................................................................

Er hat seinen Sitz in ..................................... (und ist im Vereinsregister eingetragen).

(2)

Der Verein ist Mitglied des Betriebssportkreisverbandes Iserlohn e.V. 
(3)

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung, indem er den Sport fördert.

Dieses findet Verwirklichung durch Trainingsstunden im _Sportart eintragen___ und ggfls. Teilnahme an dessen Sportwettkämpfen.

(4)

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

Zu Abs. 1: Unterstrichenes zwingend

Zu Abs. 2: Die Mitgliedschaft in den übergeordneten Verbänden (BSV Mittelrhein, WBSV, DSB und LSB) braucht nicht unbedingt in der Satzung niedergeschrieben zu werden; die Angabe des Betriebssport – Kreisverbandes ist allerdings aus verbandspolitischer Sicht unbedingt erforderlich.

Zu Abs. 3: Unterstrichenes zwingend, die jeweilige Sportart ist bitte einzutragen.
Zu Abs. 4: Zwingend. Wörtlich aus der Ausgabenordnung übernommen.

Hinweis: Die Vereine müssen nach den Bestimmungen der übergeordneten Verbände die Voraussetzungen für die Anerkennung der Gemeinnützigkeit erfüllen; die Anerkennung der Gemeinnützigkeit ist nicht zwingend vorgeschrieben, jedoch bei einer evtl. Beantragung von Zuschüssen erforderlich.

§2

Mitgliedschaft

(1)

Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person werden. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand.

(2)

Mit der Beitrittserklärung erkennt das neue Mitglied die Satzung des Vereins und die Satzungen der übergeordneten Verbände an.

(3)

Die Mitglieder werden bei der Sporthilfe e.V., dem Sozialwerk des Landessportbundes NRW, versichert.

(4)

Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt, der schriftlich bis Ende Oktober vorliegen muss und zum Jahresende wirksam wird, oder durch Ausschluss. Der Ausschluss kann wegen Nichterfüllung satzungsgemäßer Verpflichtungen und wegen groben Verstoßes gegen die Interessen des Vereins erfolgen; die Entscheidung trifft die Mitgliederversammlung nach Anhörung des Mitglieds.

Zu Abs. 1: Unterstrichenes zwingend; Beschränkungen der Mitgliedschaft auf Betriebsangehörige (auch wenn Familienangehörige einbezogen werden) steht der Gemeinnützigkeit entgegen. 

Zu Abs. 2:  Gebotene Klarstellung, auf diesen Absatz sollte nicht verzichtet werden.

Zu Abs. 3:  Nicht zwingend, man sollte jedoch nicht darauf verzichten, da die Versicherung so Satzungsrang erhält; zudem ist es ein Ausweis für die Zugehörigkeit zum Sport in NRW.

Zu Abs. 4: Unterstrichenes zwingend. Rest ist ein brauchbarer Lösungsvorschlag. Der Ausschluss sollte bei einer kleinen BSG/SG von der Mitgliederversammlung beschlossen werden, bei einer größeren BSG/SG durch den Vorstand., da eine Einberufung der Mitgliederversammlung nur zu diesem Zweck nicht sinnvoll ist.

§3

Beiträge

(1) 

Die Beiträge, die von den Mitgliedern zu entrichten sind, werden am 1. eines jeden Monats fällig. Sie werden von der Mitgliederversammlung festgesetzt. Der Versicherungsbeitrag zur Sporthilfe e.V. wird neben dem Vereinsbeitrag erhoben und richtet sich nach den Beschlüssen der zuständigen übergeordneten Verbände.

(2)

Die Beiträge können für die Mitglieder verschiedener Abteilungen unterschiedlich hoch sein. Es ist davon auszugehen, dass jede Abteilung die Mittel aufbringt, die für ihren Sportbetrieb benötigt werden.

(3)

Der Geschäftsführer führt eine Mitgliederliste, aus der sich der Tag des Eintritts und die Zahlungen ergeben, im Falle des Ausscheidens ist das Datum und der Grund zu vermerken.

Bitte beachten Sie die Anmerkungen auf der folgenden Seite
Zu Abs. 1:  Unterstrichenes ist erprobt; der Rest zweckmäßig. In der Satzung muss stehen, wer die Beiträge festsetzt, wenn die Beitragssätze nicht in der Satzung unmittelbar festgehalten werden, was nicht zweckmäßig ist. Der Versicherungsbeitrag der übergeordneten Verbände sollte getrennt vom Vereinsbeitrag erhoben und nicht der Beschlussfassung der Mitgliederversammlung unterliegen, um auf evtl. Änderungen ohne Mitgliederversammlungsbeschluss reagieren zu können, ohne die Vereinskasse unnötig zu  belasteten. 

Zu Abs. 2: Formulierung ist erprobt; auf sie sollte nicht verzichtet werden, wenn mehrere Abteilungen bestehen.

Zu Abs. 3:  Zwingend. Im Hinblick auf die Sportversicherung, aber auch im Interesse einer geordneten Vereinsführung. Eine vollständige Mitgliederliste ist zudem am Ende des Jahres, zusammen mit der Bestandserhebung für das neue Jahr, dem BKV einzureichen.
§4

Vereinsorgane

Vereinsorgane sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand.

Für eine kleine und auch mittlere BSG/ SG sind weitere Organe nicht erforderlich., jedenfalls brauchen keine weiteren Organe Satzungsrang zu erhalten. Bei einer mehrspartigen BSG/SG könnte auf die Einsetzung von Fach-Sportwarten oder –Ausschüssen verwiesen werden.

§5

Mitgliederversammlung

(1)

Die Mitgliederversammlung wird nach Vorbereitung durch den Vorstand vom 1. Vor-sitzenden unter Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von einer Woche einberufen; zur Fristwahrung genügt Aufgabe zur Post.

(2)

Die ordentliche Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) findet jeweils im ersten Vierteljahr statt. Zu einer außerordentlichen Mitgliederversammlung ist einzuladen, wenn der Vorstand es beschließt. Einem Antrag auf Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung ist unverzüglich zu entsprechen, wenn er von einem Viertel der Mitglieder unterstützt wird; in dem Antrag ist der Gegenstand der Tagesordnung anzugeben.

(3)

Die Mitgliederversammlung kann alle Angelegenheiten behandeln; wenn und soweit der Vorstand für die Entscheidung zuständig ist, können Empfehlungen beschlossen werden. Die Mitgliederversammlung ist zuständig für 

a) den Geschäftsbericht
b) den Kassenbericht und den Kassenprüfbericht

c) die Entlastung des Vorstandes
d) die Wahl des Vorstandes und die Abberufung von Vorstandsmitgliedern
e) die Wahl der Kassenprüfer
f) die Festsetzung der Beiträge (§ 3 Abs. 1 Satz 2)
g) den Ausschluss von Mitgliedern (§ 2 Abs. 4 Satz 2)

h) die Änderung der Satzung
i) die Auflösung des Vereins und die Verwendung des Vermögens im Falle der Auflösung (§8)

(4)

Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Sie beschließt mit einfacher Mehrheit. Änderungen der Satzung und die Auflösung des Vereins können nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der erschienenen Mitglieder beschlossen werden.

(5)

der Vorsitzende führt den Vorsitz. Ein Mitglied des Vorstandes fertigt ein Beschlussprotokoll, das vom Vorsitzenden gegengezeichnet wird.

Zu Abs. 1:

Die Einladung soll nicht durch den Vorstand oder im Auftrage des Vorstandes durch den Geschäftsführer erfolgen. Versammlungsleitung und Einladung müssen in einer Hand liegen. Vorbereitungen durch den Vorstand sind immer zweckmäßig. Die Ein-Wochen-Frist soll das Funktionieren im dringlichen Fall gewährleisten. In der Regel sollte der Termin der Mitgliederversammlung einige Wochen vorher mitgeteilt werden. Aufgabe zur Post bedeutet Einwurf in den Briefkasten.

Zu Abs. 2:

Die Jahreshauptversammlung sollte alsbald nach Abschluss des Geschäftsjahres stattfinden. Satz 3 ist zwingend, andernfalls gilt Minderheitsschutz des BGB (1/10).

Zu Abs. 3:

Satz 1 und 2 sind an sich selbstverständlich, sie dienen der Klarstellung. Satz 3, soweit unterstrichen, zwingend.

Zu Abs. 4:

Sätze 1 und 2 zwingend, es sind auch andere Lösungen denkbar, aber nicht so praktikabel. Die qualifizierte Mehrheit könnte auch höher angesetzt werden; in dieser Form dürfte sie am besten zu handhaben sein. Die qualifizierte Mehrheit ist nicht für den Beschluss nach § 8 Abs. 1 (Verwendung des Vermögens) erforderlich.

Zu Abs. 5:

Diese Lösung ist zweckmäßig. Ein aus der Mitte der Versammlung gewählter Versammlungsleiter ist oft unzureichend informiert. Wenn man jemanden zum 1. Vorsitzenden wählt, sollte das Vertrauen in eine sachgerechte Versammlungsleitung durch die Wahl ausgesprochen sein.

§ 6

Vorstand

(1)

Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der 1. Vorsitzende, der stellvertretende Vorsitzende und der Geschäftsführer, dem gleichzeitig die Führung der Kassengeschäfte obliegt. Es sind jeweils zwei Mitglieder des Vorstandes gemeinschaftlich vertretungsberechtigt.
(2) 

Die Mitglieder des Vorstandes werden von der Mitgliederversammlung auf drei Jahre gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Die Amtszeit des Vorstandes verlängert sich im Falle einer Verzögerung der Neuwahlen bis zur Neuwahl.

(3)

Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte. Der 1. Vorsitzende wird im Verhinderungsfall durch den stellvertretenden Vorsitzenden vertreten. 

Bitte beachten Sie die Anmerkungen auf der folgenden Seite

Zu Abs. 1:

Ein (geschäftsführender und) vertretungsberechtigter Vorstand aus drei Personen dürfte bei einer großen BSG oder SG nicht ausreichen. Es ist auch Alleinvertretungsberechtigung möglich.

Zu Abs. 2:

Unterstrichenes zwingend. Amtsdauer schon mit Rücksicht auf das Vereinsregister nicht zu kurz ansetzen.

Zu Abs. 3:

Die Vertretung des 1. Vorsitzenden hat in erster Linie Bedeutung für die Fälle, in denen der 1. Vorsitzende nach der Satzung zuständig ist.

§ 7

Geschäftsjahr

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr

§ 8

Verwendung des Vermögens im Falle einer Auflösung

(1)

Bei Auflösung des Vereins oder Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für die Förderung des Sports.

(2)

Das Vermögen darf den Anfallsberechtigten nicht vor Ablauf eines Jahres nach Bekanntmachung des Auflösungsbeschlusses und erst nach Einwilligung des Finanzamtes überantwortet werden.

Zu Abs. 1:

Zwingend . Es kann schon in der Satzung bestimmt werden, an welche steuerbegünstigte Stelle das Vermögen fallen soll, sofern darüber Klarheit besteht; ein großer Teil der Betriebssport- und Sportgemeinschaften hat den Betriebssportkreisverband Bonn/ Rhein Sieg e.V. eingesetzt.

Wir weisen darauf hin, dass die Satzung von mindestens zwei Mitgliedern, die dem Vorstand angehören, unterschrieben werden muss.

Wenn alle Funktionen von einer Person erfüllt werden, reicht auch eine Unterschrift.
